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Antwort 

der Bundesregierung 

auf die Kleine Anfrage des Abgeordneten Vogel (Ennepetal) und der Fraktion 
der CDU/CSU 
- Drucksache 7/5646 - 

betr. Föderation für Weltfrieden und Vereinigung e.V. 


Der Bundesminister des Innern - ÖS - 625 340/73 - hat mit 
Schreiben vom 17. August 1976 die Kleine Anfrage im Einver- 
hehmen mit dem Bundesminister für Jugend, Familie und Ge- 
sundheit, dem Bundesminister der Justiz und dem Bundesmini- 
ster der Finanzen wie folgt beantwortet: 


1. Ist die nach den Satzungen der 

Gesellschaft zur Vereinigung des Weltchristentums e.V. 
Föderation für Weltfrieden und Vereinigung e.V., Essen 
C.A.R.P. - Collegiate Association for the research of principles 
-German chapter 

International Cultural Foundation - German chapter 
One World crusade - German chapter 

vorgesehene Gemeinnützigkeit von den zuständigen Behörden 
anerkannt? Wenn ja, sind der Bundesregierung Tatsachen be- 
kannt, die geeignet sind, Zweifel an der Gemeinnützigkeit aus- 
zulösen? 


Die Gemeinnützigkeit wird von den örtlich zuständigen Landes- 
finanzbehörden (Finanzämtern) festgestellt. In der zur Verfü- 
gung stehenden Zeit war es dem Bundesminister der Finanzen 
nicht möglich, bei den zuständigen Finanzministern (-Senatoren) 
der Länder Erkundigungen über die steuerliche Behandlung der 
genannten Vereinigungen einzuholen. 

Der Bundesminister der Finanzen geht allen konkreten Hinwei- 
sen auf eine möglicherweise ungerechtfertigte Inanspruchnah- 
me steuerlicher Vergünstigungen nach. In diesem Sinne wird 
er sich auch hier mit den zuständigen obersten Finanzbehörden 
der Länder in Verbindung setzen. 
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2. Welche Erkenntnisse hat die Bundesregierung über die Finan- 
zierung der Föderation und der übrigen in Frage 1 genannten 
Organisationen? 

Gibt es Anzeichen dafür, daß die nach der Satzung von Beiträgen 
freigestellten Mitglieder in einer von unserer Rechtsordnung 
nicht zu billigenden Weise zu „freiwilligen Spenden" angehal- 
ten werden? 


Nach den Erkenntnissen der Bundesregierung erfolgt die 
Finanzierung der genannten Vereinigungen durch Zuwendun- 
gen der Mitglieder und Spenden. Gesicherte Erkenntnisse über 
weitere Finanzierungsarten liegen zur Zeit nicht vor. 

Hinweise von Angehörigen einiger Mitglieder sowie Angaben 
in Veröffentlichungen über bestimmte Finanzierungsmethoden 
werden geprüft. Im Rahmen von zwei staatsanwaltschaftlichen 
Ermittlungsverfahren, die aufgrund der Anzeigen von Angehö- 
rigen einiger Mitglieder gegen leitende Personen der Vereini- 
gungen eingeleitet worden sind, wird voraussichtlich auch den 
Fragen der Finanzierung unter strafrechtlichen Gesichtspunkten 
nachgegangen. Die Ermittlungen sind noch nicht abgeschlossen. 


3. Treffen MeMungen zu, daß vor allem junge Menschen durch 
unlautere nachhaltige psychische Beeinflussungen als Mitglieder 
der Födera.tion oder der mit ihr verbundenen Organisationen 
geworben bzw. von einem Austritt abgehalten werden und daß 
sie zu kommerziellen Tätigkeiten für den Verein (z. B. Straßen- 
verkauf von Tee und ähnlichem) eingesetzt werden? 

Nach den Erkenntnissen der Bundesregierung ist davon auszu- 
gehen, daß vorwiegend junge Menschen, die allerdings das 
Volljährigkeitsalter erreicht haben, den genannten Vereini- 
gungen beitreten. Die Zahl der Mitglieder ist der Bundesregie- 
rung nicht bekannt. 

Die Fragen, ob der Eintritt in die Vereinigungen durch den 
Einsatz rechtswidriger Mittel erreicht wird und ob Mitglieder 
widerrechtlich von einem Ausritt abgehalten werden, sind Ge- 
genstand der in der Antwort zu Frage 2 erwähnten staatsan- 
waltschaftlichen Ermittlungsverfahren. Dem Ergebnis dieser Er- 
mittlungen kann nicht vorgegriffen werden. 

über kommerzielle Tätigkeiten von Mitgliedern für die Ver- 
einigungen gibt es ebenfalls keine gesicherten Erkenntnisse. 
Die Frage wird im Rahmen der in der Antwort zu Frage 1 ange- 
kündigten Prüfung berücksichtigt werden. 


4. Sind nach Kenntnis der Bundesregierung die Angaben in dem 
Beitrag „Moderne Sklaverei" in der Ausgabe vom November 
1975 der Zeitschrift „Der Kriminalist" über die Tätigkeit der in 
Frage 1 genannten Organisationen zutreffend? 


Die Angaben in dem erwähnten Artikel sind bereits von Ange- 
hörigen verschiedener Mitglieder, von der „Elterninitiative zur 
Hilfe gegen seelische Abhängigkeit und religiösen Extremis- 
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mus e.V.", München, und in anderen Publikationen gemacht 
worden. Die zuständigen Behörden sind diesen Hinweisen 
nachgegangen. Konkrete Nachweise, auf die strafrechtliche, 
vereinsrechtliche oder andere behördliche Maßnahmen ge- 
stützt werden können, haben sich bisher nicht ergeben. Die 
zuständigen Behörden werden auch weiterhin begründeten 
Verdachtsmomenten nachgehen. 

Der genannte Beitrag in der Zeitschrift „Der Kriminalist" wurde 
den Staatsanwaltschaften zur Auswertung in den erwähnten 
Ermittlungsverfahren zugeleitet. 


5. Treffen nach Kenntnis der Bundesregierung Pressemeldungen 
zu, nach denen der Gründer der C.A.R.P,, San Myung Mun, im 
Zusammenhang mit vorgeblich religiösen Betätigungen bestraft 
worden ist? 


Der Bundesregierung liegen hierzu keine Erkenntnisse vor. 


6. Treffen Pressemeldungen zu, daß San Myung Mun an der Waf- 
fenproduktion in Korea beteiligt ist? Wenn ja, wie beurteilt in 
diesem Zusammenhang die Bundesregierung folgende auf Mun 
zurückgehende Thesen in dem von der Vereinigungskirche 
verbreiteten Buch „Die göttlichen Prinzipien"; 

„Der nächste Krieg muß diese beiden Welten (seil, der Demo- 
kratie und des Kommunismus) vereinigen. Es handelt sich dabei 
um den Dritten Weltkrieg, der zwangsläufig kommen muß, je- 
doch auf zweierlei Weise ausgefochten werden kann. 

Erstens besteht die Möglichkeit, die satanische Seite durch 
Waffengewalt zu unterwerfen. Da jedoch die ideale Welt . . . 
nicht errichtet werden kann, indem der Feind nur auf der äuße- 
ren Ebene durch Anwendung von Waffen unterworfen wird, muß 
diesem äußeren Sieg ein Sieg auf der inneren Ebene folgen." 


7. Wie beurteilt die Bundesriegerung die politischen Zielsetzungen 
der Vereinigungskirche, wie sie zum Beispiel in folgender Dar- 
stellung in dem Buch „Die göttlichen Prinzipien" zum Ausdruck 
kommen: 

„Je mehr sich die Geschichte ihrer Erfüllung nähert, desto mehr 
neigt sich der Wille des Volkes zum Christentum hin. Folglich 
muß die demokratische Regierung, die den Willen des Volkes 
vertritt, einer christlichen Regierungsform weichen."? 


Der Bundesregierung liegen Erkenntnisse zu Frage 6 Satz 1 
nicht vor. 

Aus den angeführten Zitaten allein wird eine politische Ziel- 
richtung nicht hinreichend deutlich. Der Bundesregierung ist 
jedoch bereits aus anderen Publikationen bekannt, daß die 
genannten Vereinigungen unter anderem einen militanten Anti- 
kommunismus vertreten. Der Bundesregierung sind bisher keine 
Tatsachen bekannt geworden, die eine Feststellung rechtferti- 
gen könnten, daß die Tätigkeit der genannten Vereinigungen 
gegen die freiheitlich demokratische Grundordnung gerichtet ist. 
Die zuständigen Behörden gehen allen konkreten Hinweisen 
über Bestrebungen nach, die gegen die freiheitlich demokrati- 
sche Grundordnung gerichtet sind. 
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8. Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregierung unter Einsatz 
der ihr für Öffentlichkeitsarbeit zur Verfügung stehenden Mittel, 
insbesondere junge Menschen über Arbeitsweise und Ziele der 
Mun-Sekte aufzuklären, damit sie vor Schäden möglichst be- 
wahrt bleiben? 

Die Bundesregierung beobachtet mit Sorge die Entwicklung im 
Bereich der „Neuen Jugendreligionen", zu denen auch die Mun- 
Sekte gehört. Diese Bestrebungen stehen im Widerspruch zu 
den Zielen der Jugendförderung des Bundes, wie sie im Jugend- 
wohlfahrtsgesetz und in den Richtlinien zum Bundesjugendplan 
zum Ausdruck kommen (z. B. die auf absolute Autorität 
gründende Führergestalt, der vollkommene Gehorsam und das 
mit Rigorismus gepaarte Sendungsbewußtsein der Anhänger, 
die kompromißlose Ablehnung unserer demokratischen Gesell- 
schaft als einer „alten Gesellschaft"). 

Zahlreiche Träger der Jugendarbeit, insbesondere konfessio- 
nelle und politische Jugendverbände beschäftigen sich bereits 
in ihrer Bildungs- und Pressearbeit mit dem Phänomen der 
„Neuen Jugendreligionen". Sachverständige kirchliche Stellen, 
darunter die Evangelische Zentralstelle für Weltanschauungs- 
fragen, Stuttgart, und der Evangelische Presseverband für 
Bayern, München, stellen fortlaufend detailliertes Informa- 
tionsmaterial über die verschiedenen Zweige der „Neuen Ju- 
gendreligionen" zur Verfügung, das insbesondere zur Unter- 
richtung von Eltern, Jugendlichen, Lehrern, Sozialarbeitern und 
Sozialpädagogen sowie zur Verbreitung in Kirchengemeinden, 
Schulen und Einrichtungen der Jugendhilfe bestimmt ist. Neuer- 
dings greift auch die Tagespresse in wachsendem Maße das 
Thema auf. 

Die Bundesregierung hält die bisher getroffenen Aufklärungs- 
maßnahmen für einstweilen ausreichend. Dies um so mehr, als 
eine zu breit angelegte Aufklärungskampagne eher die Gefahr 
eines unerwünschten Werbeeffekts für die „Neuen Jugend- 
religionen" heraufbeschwört. 

Sollte die weitere Entwicklung zusätzliche Maßnahmen ange- 
zeigt erscheinen lassen, wird die Bundesregierung im Beneh- 
men mit den zuständigen obersten Landesbehörden und in 
Zusammenarbeit mit den dafür in Betracht kommenden gesell- 
schaftlichen Gruppen und Organisationen die erforderlichen 
Schritte veranlassen. 
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